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Zahl 

52 Prozent
Betriebsratsmitglieder in Aufsichtsrä-
ten haben nur ein Drittel der Stimmen, 
dennoch kommt ihnen eine wichti-
ge Rolle dabei zu, die Interessen der 
Beschäftigten durchzusetzen – das 
bestätigt nun auch eine neue Grund-
lagenstudie der Forschungs- und 
Beratungsstelle Arbeitswelt (FORBA) 
im Auftrag der AK Wien. Für die Studie 
wurden rund 600 Betriebsrät:innen mit 
Aufsichtsratsmandat befragt – 52 Pro-
zent von ihnen gaben an, dass sie vor 
allem bei der Sicherung von Arbeits
plätzen etwas erreichen konnten. 

Den Aufsichtsrat selbst empfinden viele 
Belegschaftsvertreter:innen in erster 
Linie als Quelle von Informationen. Alles 
zur Grundlagenstudie sowie hilfreiche 
Servicetipps für Betriebsratsmitglieder 
im Aufsichtsrat findest du in dieser 
Ausgabe auf Seite 8.
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Editorial

Sicher in den Ruhestand

Das AKtuell-Redaktionsteam: Ute Bösinger, Christine 
Newald, Andreas Rauschal, Theresa Goisauf (v. l. n. r.)

Liebe Leser:innen!

Politische Debatten rund um das Thema Pensionen werden 
oft emotional geführt. Dabei wäre Sachlichkeit angebracht – 
Respekt vor den Beschäftigten ohnehin.

D
ie Forderungen verstummen nicht, doch sie haben mit der 
Lebensrealität der Menschen nur wenig gemein: Während Teile 
von Politik und Wirtschaft auf die Erhöhung des gesetzlichen 
Pensionsantrittsalters pochen, beschäftigen immer weniger Betriebe 

überhaupt noch Personen aus der Generation 60 plus. Und selbst wer 
bereits in seinen 50ern Ausschau nach einem neuen Job halten muss, 
bekommt oft keine Chance mehr.

In besonders anstrengenden Berufen wiederum ist es häufig unmöglich, 
bis zur Pension durchzuhalten. Wenn zum Beispiel der Rücken kaputt 
ist, wird die Arbeitsunfähigkeit schnell zum Problem – und die Sorge 
vor Altersarmut regiert. Für unsere Titelstory haben wir mit zwei 
Betriebsrätinnen aus der Reinigungsbranche gesprochen, deren Resümee 
deutlich ausfällt. „Arbeiten bis 70? Keine Chance!“ Die AK fordert faire 
Pensionen für alle und setzt sich u. a. für ein Bonus-Malus-System ein, das 
Unternehmen für die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer:innen belohnt.

Muskel-Skelett-Erkrankungen sind übrigens einer der Hauptgründe für 
Krankenstände in Österreich. Wir gehen Ursachen und Lösungen nach 
und werfen einen Blick auf die Zahlen des aktuellen Fehlzeitenreports.

Eine ganz andere Herausforderung in der Arbeitswelt – die aber auch 
Vorteile bietet – ist das Thema künstliche Intelligenz. Wir erkunden, 
worauf Betriebsratsmitglieder achten müssen, und geben ein Update zum 
AI Act der EU. Außerdem in diesem Heft: Mehrsprachigkeit im Betrieb, 
mögliche Mittel gegen Lohnbetrug und Tipps für Pendler:innen in Zeiten 
der Teuerung.

Gute Lektüre wünscht
Euer AKtuell-Redaktionsteam
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65 Jahre sind genug
Gabriela Eder freut sich auf ihre Pension. Ihre Kollegin 
Birgit Kaipl hat bis dahin noch zehn Jahre. Beide arbei-
ten seit vielen Jahren in der Reinigung und wissen: Wer 
bis zur Pension arbeiten soll, braucht Arbeitsbedingun-
gen, die das auch möglich machen.

Text: Christine Newald | Fotos: Markus Zahradnik
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Titelstory

G
abriela Eder ist gerade Oma 
geworden. Stolz zeigt sie eine 
kleine Box mit Babykleidung 
– winzige Socken, einen Stramp-

ler, ein Kuscheltier und ein Handtuch. 
Sie hat vor über drei Jahrzehnten bei 
ISS Facility Services als Reinigungs-
kraft begonnen. Seit 2001 ist sie 
Betriebsrätin, seit 2007 freigestellt und 
seit 2013 Betriebsratsvorsitzende. Im 
August 2027 geht sie mit 62 Jahren in 
Pension. Angst vor dem Ruhestand? 
Gabriela Eder lacht. „Sicher nicht! Die 
neue Aufgabe als Oma wartet schon. 
Da wird mir nicht langweilig!“

Ihre Kollegin Birgit Kaipl ist 55 Jahre 
alt und hat noch ungefähr zehn 
Jahre bis zum Ruhestand. „Manch-
mal mache ich mir schon Gedanken, 
weil ich nicht weiß, was die Zukunft 
bringt und die Politik noch vorhat.“ 
Gerade in der Reinigung gebe es kaum 
Kolleg:innen, die es bis 65 schaffen. 
„Arbeiten bis 70? Keine Chance!“

Was macht der Körper?

Ihre Sorge ist auch, ob das Geld später 
reichen wird. Birgit Kaipl hat viele 
Jahre in Teilzeit gearbeitet – unter 
anderem zehn Jahre als Reinigungs-
kraft in einer Therme. „Das war für 
mich praktisch, weil ich mehr Zeit zu 
Hause hatte und meine Kinder groß-
ziehen konnte.“

Als Reinigungskraft bis 65 zu arbei-
ten – das ist für viele schwer bis gar 

nicht möglich. Die Arbeit geht an die 
Substanz. Rücken, Füße, Knie und 
Hände sind belastet. Gabriela Eder 
zeigt mir ihre Handgelenke. An bei-
den sind Operationsnarben zu sehen. 
Sie musste wegen eines Karpaltun-
nelsyndroms operiert werden. „Das 
kommt vom dauernden Auswringen 
der Putzfetzen“, sagt sie. „Viele von 
uns haben das.“

Heute arbeitet Gabriela Eder als freige-
stellte Betriebsratsvorsitzende, bis zum 
Ende der Periode nächstes Jahr bleibt 
sie noch im Dienst. Das, sagt sie, ist für 
sie gut machbar. Als Reinigungskraft 
wäre es längst zu anstrengend.

Maschinen können die Arbeit erleich-
tern – vorausgesetzt, sie funktionieren 
und erreichen auch alle Stellen, die 
gereinigt werden müssen. Wo das 
nicht möglich ist, bleibt die Hand-
arbeit. Besonders herausfordernd ist 
die Reinigung in Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen. Dort kommen 
Infektionsrisiken, Stichverletzungen, 
Maschinenunfälle oder rutschige 
Böden hinzu.

Hoher Zeitdruck

Ein Problem ist auch, wie Arbeit 
organisiert wird. Reinigungsfirmen 
wie ISS arbeiten für Kund:innen in 
Bürogebäuden, Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen. Gerade in Büros 
wird häufig früh am Morgen oder 
am Abend gereinigt. Für Beschäftigte 

ES IST EIN 
LANGER WEG

Gabriela Eder (rechts im 
Bild) und Birgit Kaipl
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In der Reinigung sieht sie bei den 
Arbeitszeiten Handlungsbedarf. 
Geteilte Dienste seien anstrengend 
und machten es oft schwer, Vollzeit 
zu arbeiten. „Diese geteilten Dienste 
sollte es so nicht mehr geben.“ 

Betriebsrät:innen können gemeinsam 
mit Arbeitgebern neue Arbeitszeit- 
und Entgeltmodelle verhandeln, die 
zusammenhängende Arbeitszeiten 
und ausreichend Erholung möglich 
machen. Auch die entsprechende 
Abgeltung von Mehrstunden sei wich-
tig. Hier sind die Auftraggebenden 
gefordert: Die Randzeiten entstehen 
häufig aufgrund ihrer Vorgaben. 

Ebenso müssen Unternehmen stär-
ker in die Pflicht genommen werden. 
„Viele finden ja bereits mit 55 keine 
Arbeit mehr, weil sie angeblich zu alt 
sind“, sagt Stilling. Sie fordert des-
halb ein Bonus-Malus-System für 
die Beschäftigung älterer Arbeitneh-
mer:innen. Bei besonders belastenden 
Berufen muss genauer hingeschaut 
werden, ob besondere Regelungen 
– wie etwa eine Ausweitung der 
Schwerarbeitspension – notwendig 
sind.

Teilzeit hat einen Preis

Für Frauen beginnt die Pensionsfrage 
lange vor dem tatsächlichen Pensions-

bedeutet das oft geteilte Dienste: 
arbeiten, nach Hause gehen und später 
wiederkommen.

Dazu kommt der enorme Zeitdruck. 
Kund:innen wollen möglichst wenig 
Einschränkungen – die Reinigung soll 
am besten unsichtbar passieren. Bei 
Ausschreibungen werden Minuten 
und Sekunden heruntergerechnet, 
Flächen und Arbeitszeiten genau kal-
kuliert. „Der Druck ist immens“, sagt 
Gabriela Eder. Das wirkt sich auch auf 
die Zahl der Beschäftigten aus. Birgit 
Kaipl kennt das aus ihrer Zeit in der 
Therme: „Die Therme ist nicht kleiner 
geworden, aber die Zahl der Beschäf-
tigten hat sich in der Zwischenzeit 
halbiert.“

Was sich ändern muss

„Die Frage darf nicht nur sein, wie 
lange Menschen arbeiten sollen. Ent-
scheidend ist, unter welchen Bedin-
gungen sie das können“, sagt Ines 
Stilling, Bereichsleiterin Soziales 
der AK Wien. Menschen müssten in 
ihrem Beruf gesund bis zur Pension 
arbeiten können. Dafür müssen sich 
Arbeitsplätze und Berufe stärker an 
die Menschen anpassen: durch techni-
sche Hilfsmittel, andere Aufgaben und 
Möglichkeiten zur Weiterentwicklung. 
„Berufe müssen durchlässiger wer-
den“, sagt Stilling. 

antritt. Birgit Kaipl hat viele Jahre in 
Teilzeit gearbeitet. Was praktisch war, 
kann bei der Pension schnell zum 
Nachteil werden: Weniger Arbeits-
zeit bedeutet weniger Einkommen 
und damit auch niedrigere Pensions-
ansprüche. Dazu kommen Unterbre-
chungen durch Kinderbetreuung und 
die nach wie vor ungleiche Verteilung 
unbezahlter Sorgearbeit.

Ines Stilling: „Es ist unsere gemein-
same Aufgabe zu schauen, dass wir 
alle gut und gesund in Pension gehen 
können.“ Frauen müssten die Möglich-
keit haben, eine eigenständige und 
ausreichende Pension aufzubauen. 
Dazu brauche es bessere Kinderbe-
treuung, eine gerechtere Aufteilung 
der Sorgearbeit und eine gerechtere 
Anrechnung von Kindererziehungs-
zeiten.

Das kann der Betriebsrat tun

Gemeinsam mit den Beschäftigten 
kann der Betriebsrat Probleme aufzei-
gen und Veränderungen bei Arbeits-
zeit, Arbeitsorganisation und Arbeits-
schutz einfordern. Gleichzeitig kann 
er darauf achten, dass die gesetzlichen 
Vorgaben eingehalten werden und die 
notwendige Ausstattung vorhanden 
ist. Für Gabriela Eder ist genau das der 

Titelstory

Servicetipp:

Der AK Pensionsrechner

Wie hoch wird meine Pen-
sion einmal sein? Und was 
bedeuten Teilzeit, Kinderbe-
treuung oder längere Erwerbs-
unterbrechungen in diesem 
Zusammenhang? Der AK Pen-
sionsrechner bietet einen 
ersten Überblick über die 
voraussichtliche Pensionshöhe 
und macht sichtbar, wie sich 
unterschiedli-
che Erwerbsver-
läufe auswirken. 
Schau gleich 
vorbei! 

Pensionen 

Das fordert die AK
	� 	65 Jahre sind genug: Kein 
höheres gesetzliches Pensions-
antrittsalter. Menschen sollen bis 
65 im Beruf gehalten werden. 

	� 	Bonus-Malus-System gegen 
Altersdiskriminierung: 
Betriebe, die ältere Beschäftigte 
einstellen und halten, sollen 
belohnt werden; Betriebe, die 
das nicht tun, müssen Aus-
gleichszahlungen leisten. 

	� Krankheit ist kein Kündigungs-
grund: Beschäftigte sollen bei 
Krankheit besser geschützt 
werden. 

	� Kindererziehungszeiten besser 
anrechnen: Familienplanung 
darf kein Ticket in die Alters-
armut sein. Deshalb: Ein faires 
Stufenmodell mit acht statt vier 
Jahren Gutschrift auf dem Pen-
sionskonto. 
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Grund, warum sie seit 2001 Betriebsrätin 
ist: „Man weiß, dass man den Leuten 
hilft.“

Betriebsrät:innen sind auch die Anlauf-
stelle, wenn Beschäftigte Probleme haben 
oder ihre Rechte nicht kennen. Eder und 
Kaipl raten deshalb: „Unterschreib nichts, 
ruf uns vorher an. Nimm die Unterlagen 
mit nach Hause.“ Auch Weiterbildung 
kann ein Thema für die Belegschaftsver-
tretung sein. Deutschkurse oder andere 
Qualifizierungen können Beschäftigten 
neue Möglichkeiten eröffnen. Gleichzei-
tig wissen die beiden Betriebsrät:innen, 
dass gerade Menschen mit niedrigen Ein-
kommen oft wenig Zeit und Geld dafür 
haben.
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„Die Frage darf nicht 
nur sein, wie lange 

Menschen arbeiten sollen. 
Entscheidend ist, unter 
welchen Bedingungen 

sie das können.“
Ines Stilling, Bereichsleiterin Soziales, AK Wien

Eine Übergabe für die Zukunft

Für Gabriela Eder rückt die Pension näher. 
Im kommenden Herbst steht die nächste 
Betriebsratswahl an. Sie hat zwei Stellvertre-
ter:innen und will ihre Aufgaben gewissen-
haft übergeben. „Ich freue mich, wenn ich 
weiß: Ich habe meine Agenden gut überge-
ben.“

Birgit Kaipl wird künftig mehr Verantwor-
tung übernehmen. Sie will sich „zu 100 Pro-
zent einsetzen und nichts unerledigt lassen“, 
sagt sie. Einen Wunsch hat sie trotzdem 
noch: „Für unsere Leute wünsche ich mir 
mehr Geld.“ Gabriela Eder nickt. „Ja, das 
kann ich so unterschreiben!“ ■

KOMMENTAR

Für die Menschen hinter den Zahlen

Von Renate Anderl

I
mmer wieder wird über die Anhebung des Pensionsantritts-
alters diskutiert. Doch was dabei fast immer ignoriert wird, 
ist die Tatsache, dass viele ältere Arbeitnehmer:innen schon 

jetzt nicht bis zur Pension arbeiten können – aus gesundheit-
lichen Gründen oder weil Arbeitgeber keine älteren Personen 
beschäftigen wollen.

Nur sechs von zehn Arbeitnehmer:innen glauben, dass sie 
ihren Job bis zur Pension überhaupt durchhalten können. 
Rund 30 Prozent der Betriebe mit mehr als 20 Mitarbeiter:in-
nen beschäftigen keine Menschen über 60 – und rund ein 
Viertel geht nicht direkt aus der Erwerbstätigkeit in Pension. 
Hinter diesen Zahlen stehen Menschen, die arbeiten wollen, 
aber häufig nicht mehr können oder dürfen. 

Es ist absurd, dass Verantwortliche aus Wirtschaft und Indust-
rie ein höheres Pensionsantrittsalter fordern, während gleich-
zeitig viele Betriebe keine Perspektiven für ältere Kolleg:innen 
bieten. Um das zu ändern, muss in der Arbeitswelt angesetzt 
werden. Die Arbeiterkammer setzt sich für faire Rahmenbedin-
gungen und alternsgerechte Arbeitsplätze für ältere Mitarbei-
tende ein. Die von der Bundesregierung initiierten Programme 
(wie das Älterenbeschäftigungspaket und die Aktion 55+) sind 
wichtige Schritte, um gesunde Beschäftigung bis zur Pension 
sicherzustellen. 

Doch auch die Betriebe müssen endlich ihrer Verantwortung 
nachkommen: Nur mit fairen Bedingungen und mehr Ver-
antwortung der Arbeitgeber wird gesundes Arbeiten bis zur 
Pension möglich sein.

Zur Person
Renate Anderl ist Präsidentin der AK Wien und der 
Bundesarbeitskammer.
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Weitblick

Eine Quelle von Informationen
	� In Österreichs großen Unternehmen reden etwa 3.000 Betriebsratsmitglieder in 
Aufsichtsräten mit. Eine neue Studie zeigt, dass sie einiges bewegen können.

Von Ute Bösinger

H
err Direktor, Sie reden über Zahlen, ich 
über Menschen“, sagt eine Betriebsrätin 
bei einer Aufsichtsratssitzung. Dann 
wird Klartext gesprochen, wie es für 

die Menschen im Unternehmen weitergeht. 
Das Zitat stammt aus einer aktuellen Studie 
des Instituts FORBA zu den Erfahrungen von 
Betriebsrät:innen in Aufsichtsräten. Zwar haben 
diese nur ein Drittel der Stimmen – die Mehr-
heit stellen die Anteilseigner:innen. „Aber in 
der Studie bestätigen knapp 75 Prozent der 
Befragten, dass die Aufsichtsratsarbeit hilft, die 
Interessen der Belegschaft durchzusetzen“, sagt 
Michael Heiling, Leiter der Abteilung Betriebs-
wirtschaft der AK Wien, der die Studie mitbe-
treut hat. 

In Österreich sitzen etwa 3.000 Betriebsrät:innen 
in den Aufsichtsräten der Aktiengesellschaften 
und einiger GmbHs im Land. 600 von ihnen 
wurden in der Studie befragt, einige gaben 
Tiefeninterviews. Das Ergebnis: Für viele bietet 
der Aufsichtsrat die Möglichkeit, direkt mit den 
Eigentümer:innen zu verhandeln. Sie sehen den 
Aufsichtsrat als „eine Quelle von Informationen“, 
zu denen sie sonst keinen Zugang hätten. 

Dabei wird es den Belegschaftsvertreter:in-
nen nicht immer leicht gemacht. So ist für fast 
70 Prozent der Befragten die Personalpolitik 
besonders wichtig. Aber nur 15 Prozent bestä-
tigen, dass das Thema in den Aufsichtsrats-
sitzungen großen Raum einnimmt. Mit „höf-
licher Härte“ beschreiben denn auch einige 
Befragte ihre Auftritte im Aufsichtsrat. 

„Betriebsrät:innen stehen klar auf der Seite der 
Beschäftigten. Sie werden aber auch von der 
Unternehmensführung in die Pflicht genom-
men, wenn es darum geht, den Betrieb durch 
eine Krise zu steuern. Das geht nicht ohne 
Konflikte“, sagt Heiling zum Zusammentreffen 
von Führungskräften, Eigentümer:innen und 
der Belegschaftsvertretung in Aufsichtsrä-
ten – und ergänzt: „Gute Kenntnisse über die 
Aufgaben in einem Aufsichtsrat und die Erfah-
rung anderer Betriebsrät:innen sind dafür die 
beste Vorbereitung. Kurse, Rat und Hilfe dazu 
gibt es beim Institut für Aufsichtsrat-Mitbe-
stimmung (IFAM) von AK und ÖGB.“

Tipps, Infos und Kurse

1. Die komplette Aufsichtsratsstudie gibt es online: 
wien.arbeiterkammer.at/aufsichtsrat	

2. Du bist neu im Aufsichtsrat und möchtest deinen Jahres-
abschluss analysieren? Die Expert:innen der Abteilung 

Betriebswirtschaft der AK Wien stehen dir zur Verfügung. 
Du erreichst sie unter: bw@akwien.at

3. AK und ÖGB bieten mit dem Institut 
für Aufsichtsrat-Mitbestimmung (IFAM) 

Lehrgänge und Infos für Betriebsrät:innen in 
Aufsichtsräten an. Alle Infos: 

 

37 %

45 %

52 %

Quelle: „Mitbestimmung im Aufsichtsrat“, Studie des Instituts FORBA im Auftrag der AK Wien (2026).

Wo konnten Betriebsrät:innen im Aufsichtsrat 
etwas erreichen?

Überwachung und Kontrolle 
der Finanzen

Sicherung von Arbeitsplätzen 
im Unternehmen

Abmilderung von 
Umstrukturierungen/Rationalisierungen

0	 10	 20	 30	 40	 50	
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 Weitblick

Bis zur Pension im Job 
Wer Erfahrung hält, hält Wissen im Betrieb. Wir haben in fünf Betrieben nachgefragt: Wie gelingt 

es, dass Mitarbeiter:innen auch in den Jahren vor der Pension gerne und gut im Job bleiben?

Von Theresa Goisauf

„Gesundheitliche Maßnahmen tragen dazu bei, dass Mitarbeiter:in-
nen ihre Arbeit bis zur Pension gut bewältigen können. Bei uns gibt es 
verschiedene Gesundheitsangebote und Unterstützung bei der ergo-

nomischen Gestaltung des Arbeitsplatzes.“ 

Ria Brandlhofer
Häuser zum Leben 

Foto: Lisi Specht

„Vor zwei Jahren haben wir mit unserem Chef eine Betriebs-
vereinbarung getroffen. Ältere Kolleg:innen, die seit mindes-

tens 15 Jahren im Betrieb beschäftigt sind und mindestens 
55 Jahre alt sind, erhalten nun eine sechste Urlaubswoche.“

Günter Unger
Blaguss Reisen
Foto: Beate Horvath 

„Wir informieren alle, deren Alterspensionsstichtag 
in den nächsten fünf Jahren liegt, über ihre 

Möglichkeiten. Unser Betrieb setzt auf Beschäftigung 
bis zum Pensionsstichtag und schätzt die Erfahrung 

und Loyalität älterer Mitarbeiter:innen.“

Christian Sambs
HAZET Bauunternehmung

Foto: René Wallentin

„Aktuell arbeiten wir an flexiblen Arbeitszeitmodellen für 
Mitarbeiter:innen über 55. Im Fokus stehen temporäre Entlas-
tungsphasen, Pflegezeit light oder Jahresarbeitszeitmodelle. 

Besonders wichtig ist uns, dass wir Betroffene in dieses 
Projekt einbinden.“

Gordana Milanovic 
dm drogerie markt 

Foto: privat

„Durch Wertschätzung halten wir erfahrene Beschäftigte in 
unseren Betrieben und schaffen ein Arbeitsumfeld, in dem 
sie als unverzichtbarer Teil des Teams und wertvolle Wis-

sensträger:innen geschätzt werden.“

Eva Weber 
MA 44 – Bäder

Foto: privat
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Weitblick

Sozialbetrug auf Kosten aller
	� Die Stabsstelle für Betrugsbekämpfung der AK Wien warnt vor immer perfideren 
Betrugsmethoden – und fordert wirksame Kontrollen sowie spürbare Strafen.

Von Ute Bösinger

F
ür die Hotelgäste war immer 
alles blitzsauber. Dass die 20 Per-
sonen, die die Zimmer reinigten, 
jedoch monatelang nicht bezahlt 

wurden und für Überstunden keinen 
einzigen Cent sahen, flog erst auf, als 
die Arbeiterkammer nachforschte. 
Ans Licht kam ein kaum durch-
schaubares Geflecht von Subfirmen. 
Einige waren schon insolvent oder 
zu Scheinfirmen erklärt, bevor die 
AK das Geld für die Beschäftigten 
geltend machen konnte. Die Höhe 
des Gesamtschadens steht noch aus. 

Arbeiterkammer die Stabsstelle ein-
gerichtet. Denn die immer raffinier-
teren Betrugsmethoden erfordern 
eine konzertierte und spezialisierte 
Bekämpfung.

AK Juristin Andrea Ebner-Pfeifer hat 
die Stabsstelle mitaufgebaut: „Lohn- 
und Sozialbetrug ist längst kein 
Randphänomen mehr, das sich auf 
einschlägige Branchen wie den Bau 
beschränkt“, sagt sie. Durch Lohn- 
und Sozialbetrug entgehen dem 
Staat Steuern, die dann für staatliche 
Aufgaben wie Gesundheitsversor-
gung oder die Schulen fehlen. Dazu 
kommen Sozialbeiträge, die durch 
betrügerisch handelnde Firmen 
unterschlagen werden. Auf rund So kann der 

Betriebsrat helfen
In Unternehmen mit Betriebsrat sind die 
Beschäftigten vor Lohnbetrug meist gut 
geschützt. Aber durch den Einsatz von 
Leiharbeitskräften können gute Lohn- 
und Sozialstandards unterlaufen werden. 
Betriebsvereinbarungen können hier 
Mindeststandards sichern. 

Betriebsrät:innen kennen ihre Branche 
gut. Bei Verdacht auf Schwarzarbeit 
oder Sozialbetrug kann die Finanzpolizei 
auch anonym informiert werden. Wenn 
Arbeitnehmer:innenschutz-Bestimmun-
gen unterlaufen werden, ist das Arbeits
inspektorat zuständig. Auch die Arbeiter-
kammer nimmt Hinweise gerne entgegen: 
betrugsbekaempfung@akwien.at

Es dauert Monate, um einen Fall wie 
diesen aufzuklären.

Kein Randphänomen

Und dieser Fall ist nur einer von 57, 
die von der Stabsstelle für Betrugs-
bekämpfung der AK Wien im ersten 
Halbjahr 2026 zur Anzeige gebracht 
wurden. Es ging um ausstehende 
Löhne von insgesamt 3,6 Millionen 
Euro. Etwa 500 Beschäftigte muss-
ten oft wochenlang auf ihr Geld 
warten. Vor fast drei Jahren hat die 
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500 Millionen Euro schätzt die Finanz-
polizei für das Jahr 2025 den Schaden – 
sehr viel Geld, wenn in Zeiten knapper 
Staatskassen fast überall gekürzt wird. 

„Geschäftsmodell Insolvenz“

Eine beliebte Masche ist das 
„Geschäftsmodell Insolvenz“: Bevor 
ausstehende Lohnforderungen gel-
tend gemacht werden, geht die Firma 
pleite. Dann springt der Insolvenz-
Entgelt-Fonds ein, also wieder die 
Allgemeinheit. 

Ein Fall, den die AK Stabsstelle für 
Betrugsbekämpfung im vergangenen 
Halbjahr aufdeckte: Ein Unterneh-
men beschäftigte unter wechselnden 
Firmennamen immer dieselben Bau-
arbeiter, bezahlte diese nicht, ging in 
Insolvenz und ließ den Insolvenz-Ent-
gelt-Fonds zahlen. Dann wurde die 
Firma unter anderem Namen neuge-
gründet und das Spiel ging mit der-
selben Geschäftsführung an der Spitze 
wieder los. Der Schaden in diesem Fall: 
über 800.000 Euro.

Gefordert: Erstauftragnehmer-
Haftung

Undurchsichtig werden Firmenkon
strukte durch die Weitergabe von Auf-
trägen an Subunternehmen. In einem 
Musterverfahren im Zusammenhang 
mit einem öffentlichen Auftrag konnte 
die AK die Haftung des Auftraggebers 
für die ausstehenden Löhne des von 
ihm beschäftigten Subunternehmens 
einklagen. Dieser Erfolg zeigt, was 
sich ändern muss: „Lange Subunter-
nehmer-Ketten verschleiern die Ver-
antwortung für Lohnbetrug systema-
tisch längst nicht nur im Baubereich. 
Deshalb muss die Erstauftragnehmer-
Haftung eingeführt werden“, fordert 
Ebner-Pfeifer. 

Darüber hinaus setzt sich die AK 
für mehr Personal bei der Finanz-
polizei und wirksame Strafen ein 
(AKtuell hat berichtet). Derzeit zahlt 
eine Firma, die neun Beschäftigte um 
ihren Lohn betrügt, dieselbe Strafe 
wie eine Firma, die nur einen Mit-
arbeiter nicht fair bezahlt. „Das führt 
dazu, dass mehrfacher Lohnbetrug 
quasi aus der Portokasse bezahlt 
werden kann. Das muss sich ändern“, 
so Ebner-Pfeifer. 

Kampf gegen Dumping-Preise

In großen Unternehmen mit Betriebs-
rat ist Lohnbetrug selten. Allerdings: 
„Was die schwarzen Schafe einer Bran-
che machen, gefährdet auch die, bei 
denen eigentlich alles in Ordnung ist“, 
sagt die Juristin. Denn wer Lohnbetrug 
begeht, unterbietet die fair zahlende 
Konkurrenz mit Dumping-Preisen. 

Ebner-Pfeifer findet deshalb, dass 
Betriebsratsmitglieder, die ihre Bran-
che gut kennen, ruhig auch melden 
sollten, wenn etwas verdächtig ist. „Bei 
der Finanzpolizei, aber auch bei der 
AK Stabsstelle, ist das anonym mög-
lich. Wir dürfen nicht zulassen, dass 
unser noch gutes Lohngefüge immer 
weiter unter Druck gerät.“ ■

Illu: Freepik
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„Wir dürfen nicht 
zulassen, dass 
unser noch gutes 
Lohngefüge immer 
weiter unter Druck 
gerät.“ 
Andrea Ebner-Pfeifer, AK Stabsstelle für 
Betrugsbekämpfung
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Recht klar

Künstliche Intelligenz in der Arbeit: 

Wo der Betriebsrat 
gefordert ist

	� Künstliche Intelligenz (KI) bestimmt die Arbeitswelt immer stärker. Neuigkeiten 
rund um den AI Act der EU – wie die seit August geltende Kennzeichnungs-
pflicht – sind auch für Betriebsratsmitglieder relevant, erklärt AK Expertin Helene 
Baumgartner im AKtuell-Interview. 

Interview: Andreas Rauschal

AKtuell: Mit dem EU AI Act wurde 
2024 ein umfangreiches Regelwerk 
zur Regulierung von Künstlicher 
Intelligenz verabschiedet – mit 
direkten Auswirkungen auf die be-
triebliche Ebene. Welche waren das 
bisher in erster Linie?

Helene Baumgartner: Der EU AI Act 
soll dafür sorgen, dass Künstliche 
Intelligenz in der EU sicher und gere-
gelt eingesetzt wird. Die Vorgaben 
richten sich dabei nach dem Risiko 
des jeweiligen KI-Systems: Je höher 
das Risiko für Grundrechte, Gesund-
heit und Sicherheit, desto strenger die 
gesetzlichen Auflagen. Erste Bestim-
mungen greifen bereits und betreffen 
Schulungspflichten oder das grund-
sätzliche Verbot von Emotionserken-
nung am Arbeitsplatz.

AKtuell: Die Bestimmungen des 
AI Acts treten schrittweise in Kraft. 
Seit dem 2. August 2026 gelten nun 
auch Vorschriften zur Kennzeich-
nung. Wie sehen diese Vorschriften 
aus?

Baumgartner: Die Kennzeichnungs-
pflicht für KI-Inhalte soll mehr Trans-
parenz im digitalen Raum garantieren. 
So sind die Betreiber und Anbieter 
von KI-Systemen zur Kennzeichnung 
verpflichtet, wenn Inhalte ganz oder 
maßgeblich durch KI erstellt wurden. 
Wer einen Chatbot im Kundenservice 
einsetzt, muss transparent machen, 
dass nicht mit einem Menschen kom-
muniziert wird. Täuschend echte Dar-
stellungen von realen Personen oder 
Ereignissen – sogenannte Deepfakes 
– müssen ebenfalls als KI-Erzeugnisse 

ausgewiesen sein. Außerdem betroffen 
sind KI-generierte Texte für die Öffent-
lichkeit – interne Dokumente oder 
Berichte im Intranet hingegen fallen 
nicht unter die Transparenzregeln.

AKtuell: Bei der Einführung und 
Nutzung von KI im Betrieb hat die 
Belegschaftsvertretung gesetzliche 
Mitbestimmungs- und Informations-
rechte … 

Baumgartner: Der Einsatz von KI im 
Betrieb unterliegt einem abgestuften 
Schutzrahmen aus europäischen Vor-
gaben – wie der DSGVO oder dem EU 
AI Act – und dem österreichischen 
Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG). Die 
Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats ergeben sich aus dem ArbVG, 
während der AI Act dem Arbeitgeber 
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Helene Baumgartner 
ist Referentin im Büro 

für Digitale Agenden der 
Arbeiterkammer Wien

zusätzliche Pflichten auferlegt. So sind 
bei Hochrisiko-Systemen im Personal-
bereich – auch im Umgang mit Bewer-
bungen – u. a. eine Grundrechte-Fol-
genabschätzung sowie menschliche 
Aufsicht vorgeschrieben. Die DSGVO 
untersagt rein automatisierte Personal-
entscheidungen ohne menschlichen 
Eingriff. Bei datenschutzrechtlich risi-
koreichen Anwendungen muss vorab 
eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
geschehen. Überwachungsrelevante 
oder personenbezogene KI-Systeme 
erfordern nach den §§ 96 bzw. 96a 
ArbVG die Einbindung des Betriebs-
rats und eine Betriebsvereinbarung.

Lesetipp

Die AK Broschüre „AI Know – 
Information und Mitbestimmung 
bei KI-basierten Entscheidungen 
im Beschäftigtenkontext“ ist 
insbesondere 
für Betriebs-
ratsmitglieder 
interessant und 
steht online zum 
Download bereit.

AKtuell: Apropos: Die Vorschriften 
für KI-Systeme im Hochrisikobe-
reich wurden zuletzt verschoben 
und sollen erst ab Dezember 2027 
gelten. Was bedeutet das?

Baumgartner: Auch wenn manche 
Vorgaben des EU AI Acts erst nach 
Übergangsfristen greifen, gibt es kei-
nen rechtsfreien Raum. Es gelten die 

beschriebenen Mitbestimmungsrechte 
des Betriebsrats, die Regelungen des 
Arbeitnehmer:innenschutzes und die 
strengen Vorgaben der DSGVO.

AKtuell: Wie können Betriebsrats-
mitglieder den Einsatz von KI im 
Betrieb aktiv mitgestalten?

Baumgartner: Um den technologi-
schen Wandel im Sinne der Beschäf-
tigten zu steuern, müssen Betriebsräte 
frühzeitig gemeinsam mit den Betrof-
fenen eingebunden werden. Betriebs-
vereinbarungen sollten klare Schutz-
grenzen gegen übermäßige Leistungs- 
und Verhaltenskontrollen setzen und 
bei Arbeitsverdichtung einen fairen 
Ausgleich für steigende Anforderun-
gen garantieren.

Wichtig ist außerdem eine strategische 
Personalplanung, um Arbeitsplätze 
nachhaltig zu sichern. Weiterbildungs-
konzepte müssen so gestaltet sein, 
dass sie ein Verständnis für die verän-
derten Arbeitsprozesse schaffen und 
die Kompetenz vermitteln, KI-Ergeb-
nisse eigenständig zu überprüfen. 

Nicht zuletzt sollte der Betriebsrat 
den Grundsatz verankern, dass Effi-
zienzgewinne auch der Belegschaft 
zugutekommen – sei es durch gesund-
heitliche Entlastung, moderne Arbeits-
zeitmodelle oder faire Vergütungs-
strukturen.

AKtuell: KI kann auch die Betriebs-
ratsarbeit erleichtern …

Baumgartner: Die Möglichkeiten, KI 
in der Betriebsratsarbeit einzusetzen, 
sind sehr vielfältig. KI kann dabei 
helfen, Unterlagen schneller zu erfas-
sen, Informationen zu verdichten und 
Texte klarer zu formulieren. Auch die 
Vorbereitung von Sitzungen wird so 
effizienter. Alles, was sensibel, ver-
traulich oder personenbezogen ist, 
gehört allerdings nicht in öffentliche 
Tools. Selbstverständlich dürfen KI-
generierte Texte auch niemals unge-
prüft verwendet werden. 

AKtuell: An wen sollten sich Be-
triebsratsmitglieder wenden, die 
noch mehr zum Thema KI wissen 
möchten?

Baumgartner: Aktuelle Informa-
tionen und Schulungsangebote fin-
den sich auf den Websites von AK, 
ÖGB und Gewerkschaften. Für eine 
branchenspezifische Beratung können 
sich Betriebsratsmitglieder direkt an 
ihre zuständigen Gewerkschaftssekre-
tär:innen wenden. Unterstützend steht 
zudem die Stabsstelle Digitalisierung 
und Technik des ÖGB zur Verfü-
gung. ■
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Mitbestimmen

Viele Sprachen, ein Betrieb 
	� Sprache verbindet – und kann zugleich zur Herausforderung werden. Wie prägen 
Sprachbarrieren den Arbeitsalltag und was können Betriebe dagegen tun?

Von Theresa Goisauf

D
eutsch, Englisch, Bosnisch, Arabisch, 
Mandarin: Österreichs Betriebe sind 
längst mehrsprachig. Das eröffnet Chan-
cen, bringt aber auch Herausforderungen 

mit sich. Werden Arbeitsaufträge nicht richtig 
verstanden, kann aus einem Missverständnis 
schnell ein Sicherheitsrisiko werden.

Mehrsprachigkeit als Ressource

Beschäftigte übersetzen für Kolleg:innen, erklä-
ren komplexe Sachverhalte oder schaffen durch 
ihre Sprachkenntnisse Vertrauen zu Kund:innen. 
Dennoch wird Mehrsprachigkeit in vielen Betrie-
ben eher als Privatsache denn als Unternehmens-
ressource wahrgenommen. Damit sie mehr als 
ein Schlagwort bleibt, muss sie im Betrieb sichtbar 
werden: Welche Sprachen werden gesprochen? 
Wo können sie eingesetzt werden? Und wie lässt 
sich diese zusätzliche Kompetenz anerkennen?

Für Rafi Ahmadi, Betriebsrat des Österreichi-
schen Integrationsfonds (ÖIF), ist dabei ein Punkt 
besonders wichtig: Wer regelmäßig übersetzt 
oder Kolleg:innen in verschiedenen Sprachen 

berät, übernimmt eine zusätzliche Aufgabe. 
Diese sollte klar vereinbart und auch zeitlich ein-
geplant werden. „Als Betriebsrat setze ich mich 
dafür ein, dass Mehrsprachigkeit als zusätzliche 
Qualifikation anerkannt und angemessen ent-
lohnt wird.“ 
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„Besonders wichtig 
wird Verständigung 
dort, wo Sicherheit 
auf dem Spiel 
steht.“ 
Oliver Gruber, Experte in der 
Abteilung Lehrausbildung und 
Bildungspolitik der AK Wien

Broschürentipp 

Der Ratgeber „Auf den Punkt gebracht. 
Schreiben für die Gewerkschaftsarbeit“ 
(2026) gibt wichtige Hinweise für das Formu-
lieren von Texten: Wie verfasse ich verständ-
liche Informationen für alle Kolleg:innen? Und 
wie kann KI dabei unterstüt-
zen? Außerdem enthält der 
Ratgeber Tipps für eine klare 
Ausdrucksweise in Protokol-
len, Briefen und E-Mails.

Sicherheit geht vor 

„Besonders wichtig wird Verständigung dort, 
wo Sicherheit auf dem Spiel steht. Eine Betriebs-
anweisung auszuteilen, reicht nicht aus – Unter-
nehmen müssen sicherstellen, dass die Beschäf-
tigten sie auch verstehen“, erklärt Oliver Gruber, 
Experte aus der Abteilung Lehrausbildung und 
Bildungspolitik der AK Wien.

Gezielte Sprachförderung und berufsspezifische 
Kurse helfen gegen sprachliche Probleme am 
Arbeitsplatz. „An vielen Arbeitsplätzen kann 
fachspezifisches Sprachwissen oder die Beglei-
tung durch einen Buddy, der Dialektkommuni-
kation vermittelt, wichtiger sein als ein formaler 
Sprachnachweis“, so Gruber.

Mehr Sprachen, mehr Konflikte?

Mehrsprachigkeit kann auch soziale Barrieren 
schaffen. „Wenn sich Beschäftigte in einer Spra-

14



che unterhalten, die 
andere nicht verstehen, 
können Frustration, 
Ausschlussempfinden 
und Konflikte entste-
hen“, betont Gruber. „Die 
Antwort sollte daher nicht 
lauten: ‚Ab jetzt nur noch 
Deutsch.‘ Vielmehr braucht 
es klare Spielregeln: Wann ist 
Mehrsprachigkeit sinnvoll und 
wann braucht es eine gemeinsame 
Sprache, damit niemand ausge-
schlossen wird?“

Genau hier kann der 
Betriebsrat eine wichtige 
Rolle übernehmen – etwa 
indem er moderiert, bei 
Konflikten vermittelt 
oder gemeinsam mit dem 
Betrieb einen Verhaltensko-
dex entwickelt. 

Verständlich statt kompliziert

Auch die Kommunikation des Betriebsrats 
sollte möglichst verständlich sein. Neben 
klaren Texten und mehrsprachigen Unter-
lagen braucht es vor allem die Möglichkeit, 
persönlich nachzufragen. „Ich biete zusätzlich 
Gespräche an, damit Kolleg:innen vertraulich 
nachfragen und Fachbegriffe sowie zentrale 
Informationen noch einmal mit mir klären 
können. Bei komplexen rechtlichen Fragen 
verweise ich an die Gewerkschaft oder die AK“, 
erzählt Ahmadi.

Betriebsversammlungen bieten ebenfalls einen 
Rahmen, um Mehrsprachigkeit sichtbar zu 
machen: Wenn Kolleg:innen in ihren Sprachen 
zu Wort kommen, signalisiert das Wertschät-
zung und stärkt die Teilhabe. Auch KI-basierte 
Übersetzungstools könnten dabei künftig 
unterstützen, ist Gruber überzeugt.
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„Wichtig ist, dass 
der Integrations
gedanke auch 
intern gelebt wird.“
Rafi Ahmadi, Betriebsrat Österreichi-
scher Integrationsfonds (ÖIF)

Illu: Cienpies Design – stock.adobe.com

Sprache verbindet – 
wenn man sie lässt

Oliver Gruber: „Aus 
Sicht der AK über-

wiegen die Vorteile 
von Mehrsprachigkeit 

durchaus die Barrieren.“ 
Ganz vermeiden lassen sich 

Verständigungsprobleme aller-
dings nicht – auch Menschen, die 

dieselbe Sprache sprechen, können 
aneinander vorbeireden.

Für Betriebsrät:innen geht 
es vor allem darum, 
Mehrsprachigkeit als 
Teil des Arbeitsalltags 
anzuerkennen, sprach-

liche Kompetenzen 
sichtbar zu machen und 

allen Beschäftigten Zugang 
zu Informationen zu ermöglichen. „Wichtig ist, 
dass der Integrationsgedanke auch intern gelebt 

wird und die Expertise der Kolleg:innen in betrieb-
liche Entscheidungen einfließt“, ergänzt Betriebsrat 
Ahmadi. 

Die Frage ist deshalb nicht, ob ein Betrieb mehr-
sprachig ist, sondern wie er damit umgeht. Oder, 
wie Gruber sagt: „Sprache soll verbinden – nicht 
ausschließen.“ ■
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Mitbestimmen

Teurer Sprit:

Was jetzt passieren muss
	� Die anhaltend hohen Spritpreise treffen jene besonders hart, die nicht 
auf das Auto verzichten können. Fünf Fragen und fünf Antworten zur 
Spritpreisdebatte im Betrieb.

Von Ute Bösinger

1. Was treibt die Preise an der 
Zapfsäule in die Höhe?

Die Preise für Super 95 und Diesel 
waren in der 2. Septemberhälfte 
(Redaktionsschluss, Anm.) über dem 
bisherigen Rekordniveau von März. 
Höhere Spritpreise treffen auch jene, 
die nicht Auto fahren, denn sie treiben 
die Inflationsrate an. Höhere Trans-
portkosten verteuern alle Güter – das 
spüren die Menschen auch beim 

täglichen Einkauf. Internationale 
Krisen wie derzeit in Nahost sind 
oft Auslöser solcher Preissprünge. 
Aber es kommt auch darauf an, wie 
die Mineralölkonzerne reagieren. 
AK Energie-Expertin Christina 
Brichta-Hartmann: „Bei jeder Kri-
senmeldung steigen die Preise an 
den Zapfsäulen sofort. In den letz-
ten Jahren haben wir aber beobach-
tet: Wenn sich die Krise entschärft, 

dauert es auffällig lange, bis die Preise 
wieder sinken.“ Seit Kurzem sind 
die Mineralölkonzerne verpflichtet, 
Preissenkungen im Einkauf so schnell 
wie möglich an die Kund:innen wei-
terzugeben.

2. �Prüft jemand, ob der Preis 
für einen Liter Benzin oder 
Diesel fair ist?

Es gibt eine Preiskommission, die die 
Preisentwicklung generell prüft – aber 
sie darf zu wenig: Bisher prüft sie nur 
Preise, wenn diese in Österreich deut-
lich über dem internationalen Niveau 
liegen. Bei einer weltweiten Spritpreis-
steigerung hilft das nicht. „Wir brau-
chen eine stärkere Preiskommission 
mit Biss“, sagt AK Expertin Brichta-
Hartmann. Diese sollte künftig auch 
aktiv werden dürfen, wenn die Preise 
nur in Österreich auffällig ansteigen. 
„Damit hätten wir auch die Fakten auf 
dem Tisch, um die Margen etwa der 
Ölkonzerne zu beurteilen und not-
falls einschränken zu können“, so die 
AK Expertin. 

3. Was hilft gegen immer 
höhere Spritpreise?

Die großen Ölkonzerne haben in den 
vergangenen Monaten auffallend 
hohe Gewinnspannen zwischen Ein-
kaufs- und Verkaufspreis erzielt. Diese 
„Raffineriemarge“ beispielsweise bei 
der OMV hat sich im 2. Quartal 2026 
mehr als verdoppelt. Die Regierung 
hatte die Marge der Mineralölkon-

Das fordert die AK

Die Fahrt zur Arbeit leistbarer machen
	� 	Mehr Preiskontrollen sind 
entscheidend. Die Preiskom-
mission darf bisher nur prüfen, 
wenn die Spritpreise in Öster-
reich auffällig von den inter-
nationalen Entwicklungen 
abweichen. Das hilft in einer 
weltweiten Spritpreiskrise 
wenig. Die AK fordert „Preis-
kontrollen mit Biss“ auch auf 
österreichischer Ebene. Die 
untersuchten Unternehmen 
sollen beweisen müssen, dass 
ihre Preise gerechtfertigt sind. 
Bisher liegt diese Beweislast 
bei der Preiskommission.

	� 	Die AK fordert eine Beibehal-
tung der Spritpreisbremse, bis 

sich die Preise wieder norma-
lisiert haben. Auf europäischer 
Ebene sollte eine Übergewinn-
steuer eingeführt werden. 

	� 	Der Weg zur Arbeit geht auch 
die Arbeitgeber etwas an. Die 
AK fordert ein verpflichtendes 
Mobilitätsmanagement für 
Unternehmen ab 50 Beschäf-
tigten unter Einbeziehung der 
Betriebsräte. 

	� 	Hilfe beim 
Preisvergleich 
bietet der  
Spritpreis
rechner der 
E-Control: 
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gehend eingeschränkt. „Das hat die 
Preisentwicklung spürbar gebremst“, 
so Brichta-Hartmann. 

Zuletzt hat die Regierung eine Sprit-
preisbremse für die Monate Oktober 
und November 2026 beschlossen. Die 
Mineralölsteuer wurde um 6,7 Cent 
pro Liter gesenkt, dazu kam eine 
Begrenzung der Gewinnmargen um 
3,5 Cent pro Liter. 

4. �Warum nicht einfach 
deutlich runter mit der 
Spritsteuer?

Die Steuereinnahmen auf Sprit dienen 
auch dazu, öffentliche Leistungen wie 
Schulen, Spitäler, Soziales oder den 
Straßen- und Bahnausbau zu finan-
zieren. Werden diese Steuern gesenkt, 
hat der Sozialstaat weniger Geld, und 
das spüren wir alle. Deshalb ist es 
wichtig, dass die Spritpreisbremse 
nicht nur die Steuern senkt, sondern 
auch die überzogenen Gewinnmargen 
der Ölkonzerne einschränkt, damit 
diese sich keine goldene Nase auf Kos-
ten der Konsument:innen verdienen.

5. Was können Betriebsrats-
mitglieder tun?

In Zeiten hoher Preise steigen viele 
Beschäftigte auf Öffis um. Max Knapp 
ist Mobilitätsexperte in der Abtei-
lung Klima, Umwelt und Verkehr der 
AK Wien. Er meint: „Die Unterneh-
men sollten dies mehr fördern. Bisher 
sind die Betriebsräte und die Beschäf-
tigten auf den guten Willen der 
Unternehmen angewiesen. Das muss 
sich ändern.“ Die AK setzt sich dafür 
ein, dass ab einer Betriebsgröße von 
50 Beschäftigten jeder Arbeitgeber zu 

einem „Mobilitätsmanagement“ verpflich-
tet wird. Dabei geht es darum, dass sich 
die Firma unter Einbindung der Betriebs-
räte darum kümmert, wie die Beschäftig-
ten zur Arbeit kommen. Die Unternehmen 
könnten etwa Schichtbusse einführen 
und Jobtickets für die Öffis fördern oder 
firmenintern mit einer Mitfahrbörse Fahr-
gemeinschaften ermöglichen, wenn die 
Beschäftigten auf das Auto angewiesen 
sind. „Spanien und Frankreich haben eine 
Verpflichtung der Arbeitgeber zu einem 
Mobilitätsmanagement bereits eingeführt. 
Das könnte auch den Beschäftigten in 
Österreich helfen.“  ■

„Wir brauchen 
eine stärkere 

Preiskommission 
mit Biss.“  

Christina Brichta-Hartmann, 
Energieexpertin der Abteilung 
Wirtschaftspolitik der AK Wien

„Spanien und Frank-
reich haben eine 
Verpflichtung der 

Arbeitgeber zu einem 
Mobilitätsmanagement 

bereits eingeführt.“ 
Max Knapp, Mobilitätsexperte der Abteilung 

Klima, Umwelt und Verkehr der AK WienFo
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Fehlzeiten: 

Was Arbeitstage kostet
	� Weniger Krankenstandstage, aber ein Dauerproblem bleibt: der Rücken. 
Wie neue Zahlen belegen, zählen Muskel-Skelett-Erkrankungen zu den 
häufigsten Ursachen für Fehlzeiten.

Von Theresa Goisauf

Ö
sterreichs Beschäftigte waren im Jahr 2025 
etwas weniger lange krank als im Jahr 
davor. Im Schnitt entfielen 14,7 Kalender-
tage auf Krankenstände (2024 waren es 

noch 15,1 Tage) – das verdeutlicht die aktuelle 
Ausgabe des Fehlzeitenreports, den das Wirt-
schaftsforschungsinstitut WIFO jährlich im 
Auftrag der Bundesarbeitskammer, der Wirt-
schaftskammer Österreich und des Dachver-
bands der Sozialversicherungsträger erstellt. 

Ursachen und Folgen

2025 hatten Frauen und Beschäftigte über 
60 Jahre durchschnittlich mehr Kranken-
standstage. Kurze Krankenstände nahmen 
zu, machen aber nur etwa zehn Prozent 
der Fehltage aus. Besonders häufig waren 
Muskel-Skelett-Erkrankungen: Etwa jede fünfte 
erkrankte Person war davon betroffen. Zusam-
men mit Atemwegserkrankungen waren sie 
für mehr als die Hälfte aller Krankenstände 
verantwortlich. „Muskel- und Skeletterkran-
kungen zählen zu den bedeutendsten Kranken-
standsgründen und verursachen die größten 
Gesundheitsprobleme in der Arbeitswelt“, sagt 
Wolfgang Panhölzl, Leiter der Abteilung Sozial-
versicherung der AK Wien.

Vor allem der Rücken macht Beschäftigten zu 
schaffen. Kreuz- und Lendenschmerzen ver-
ursachen 47,3 Prozent aller Muskel-Skelett-Fälle 
und 37,2 Prozent der entsprechenden Kranken-
standstage. Gemeinsam mit sonstigen Wirbel-
säulenerkrankungen gehen rund drei von fünf 
Fällen auf Rückenleiden zurück. 

Gerade bei Langzeitkrankenständen zeigt 
sich die Tragweite: Dauert ein Krankenstand 

40 Tage oder länger, verantworten Muskel- 
und Skeletterkrankungen den größten Anteil 
der Ausfallstage. Die längeren Arbeitsunter-
brechungen machen oft eine Wiederein
gliederungsteilzeit notwendig, damit Betrof-
fene schrittweise in den Beruf zurückkehren 
können. 

Was brauchen Betroffene?

Beispiele aus anderen Ländern zeigen, dass 
strukturierte Vorsorgeprogramme wirken. 
„Die AK fordert entsprechende Programme 
für Österreich, mit raschem Zugang zu Prä-
vention und Rehabilitation. Dazu braucht es 
eine mit den Krankenkassen abrechenbare 
Einbeziehung aller Gesundheitsberufe. Wir 
sehen darin auch ein erhebliches Potenzial 
für bessere Arbeitsbedingungen und eine 
nachhaltige Finanzierung des Gesundheits-
systems“, betont Panhölzl.
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Den Fehlzeitenreport 
2026 gibt es online. 
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Drei Fragen zu Muskel-
Skelett-Erkrankungen 

Wer ist in erster Linie 
betroffen?

Der Fehlzeitenreport 2026 zeigt: 
Rückenschmerzen verursachen 
47,3 Prozent aller Muskel-Skelett-
Erkrankungen und 37,2 Prozent der 
Krankenstandstage. Betroffen sind 
sowohl körperlich arbeitende Men-
schen als auch Beschäftigte in Büro-
berufen. Muskel-Skelett-Erkrankun-
gen sind jedoch vermeidbar. Fehl- und 
Überbelastungen, die beispielsweise 
durch langes Sitzen oder schweres 
Heben entstehen, lassen sich durch 
eine ergonomische Arbeitsgestaltung 
gezielt reduzieren. 

Arbeitgeber müssen grundsätzlich 
dafür sorgen, dass Arbeit so gestal-
tet ist, dass sie nicht krank macht. 
Unterstützt werden sie dabei von 
Sicherheitsfachkräften, Arbeitsmedi-
ziner:innen und Ergonom:innen. Auch 
die AUVA begleitet Betriebe mit einer 
Vielzahl von Angeboten.

Was können Betriebs-
rät:innen präventiv tun? 

Betriebsrät:innen haben das Recht, 
bei Fragen der Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz mitzuwir-
ken. Die Zusammenarbeit mit Sicher-
heitsfachkräften, der Arbeitsmedizin 
und der Arbeitsinspektion stärkt die 
Position der Betriebsratsmitglieder 
und kann notwendige Verbesserun-
gen beschleunigen. Durch Betriebs-
vereinbarungen können sie beispiels-
weise ergonomische Arbeitsmittel 
durchsetzen und damit dazu beitra-
gen, gesundheitliche Belastungen am 
Arbeitsplatz zu reduzieren.

Wie gelingt der 
Wiedereinstieg?

Schon bei ersten Anzeichen gesund-
heitlicher Probleme müssen Betriebe 
Belastungen und die Arbeitsplatz-
gestaltung umgehend prüfen und 
die zuständigen Expert:innen in 
Sachen Arbeitnehmer:innenschutz 
einbinden. Beim Wiedereinstieg nach 
längeren Ausfällen können Betriebs-
ratsmitglieder darauf achten, dass 
Betriebsärzt:innen beziehungsweise 
die Arbeitsmedizin eingebunden 
werden. Sie können beurteilen, ob der 
Arbeitsplatz für die Rückkehr geeignet 
ist und welche Anpassungen gegebe-
nenfalls notwendig sind. Organisatori-
sche Maßnahmen wie eine Anpassung 
der Arbeitszeit oder bauliche Verän-
derungen können helfen, den Wieder-
einstieg zu erleichtern. 

Für die Rückkehr nach längeren 
Krankenständen können Betriebsver-
einbarungen einen verbindlichen und 
klar definierten Rahmen schaffen.
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Silvia Rosoli leitet die Abteilung Arbeit

nehmer:innenschutz und Gesundheitsberufe 
der AK Wien.
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	� Der AK Dividendenreport 2026 zeigt, warum sich die Shareholder der 
20 ATX-Unternehmen auch heuer wieder freuen dürfen. 

Wenn Aktionär:innen jubeln

E
rst im Sommer dieses Jahres 
kam es in Deutschland zu einer 
Debatte um den VW-Konzern. 
Immerhin bezahlte das Unter-

nehmen, das in den kommenden 
Jahren 50.000 Stellen abbauen wird, 
zwischen 2021 und 2025 rund 28 Mil-
liarden Euro an Dividenden aus. Wäh-
rend vonseiten der Wirtschaft gerne 
von gestiegenem Kostendruck und 
angeblich zu hohen Löhnen gespro-
chen wird, scheint das Geld für Groß-
aktionär:innen hingegen vorhanden 
zu sein.

Hohe Dividenden

Wie steht es nun um die Ausschüttun-
gen der österreichischen Konzerne? 
Dieser Frage geht der AK Dividenden-
report 2026 nach und kommt zum 
Ergebnis: Auch für die Shareholder 
der insgesamt 20 ATX-Unternehmen 
besteht Grund zur Freude. Sie erhalten 
– der weiterhin angespannten wirt-
schaftlichen Lage zum Trotz – erneut 
hohe Dividenden: im laufenden Jahr 
insgesamt rund 5,6 Milliarden Euro.

Das Gesamtbild: Elf Unternehmen 
erhöhen ihre Dividende im Vergleich 
zum Vorjahr, und zwar um zwischen 
4,3 und 45,6 Prozent. Bei drei Kon-

Von Andreas Rauschal

Bekanntes Spitzenfeld

Unverändert bleibt das Spitzenfeld: 
Mit Ausschüttungen von rund 1,4 Mil-
liarden Euro landet die OMV abermals 
auf dem ersten Platz, gefolgt – auf-
grund einer Sonderdividende – von 
der Verbund AG (1,1 Milliarden Euro) 
sowie RBI und BAWAG Group, die mit 
je rund 0,5 Milliarden Euro die Plätze 
drei und vier belegen. 

Tatsächlich brachte das abgeschlos-
sene Wirtschaftsjahr 2025 den 

zernen bleiben die Ausschüttungen 
mehr oder weniger gleich und nur 
vier Unternehmen bezahlen geringere 
Dividenden als zuletzt. Sind bei OMV 
und SBO schwächere Ergebnisse dafür 
verantwortlich, erfolgt dieser Schritt 
bei Erste Group und CA Immo trotz 
höherer Gewinne. 

ATX-Unternehmen neuerlich hohe 
Gewinne ein. Das aggregierte, den 
Aktionär:innen zurechenbare Ergeb-
nis der 20 Konzerne belief sich auf 
12,3 Milliarden Euro – ein sattes Plus 
von sechs Prozent, das die Ausschüt-
tungen entsprechend beflügelt.

Markus Oberrauter, Referent in der 
Abteilung Betriebswirtschaft der 
AK Wien und Autor des Reports, 
mahnt dabei nicht nur die Ver-
hältnismäßigkeit ein. Vor allem ein 
Punkt ist ihm wichtig: „In Phasen 
des Umbruchs – wie aktuell – sollten 
vorausschauende firmenpolitische 
Weichenstellungen wie Investitionen 
in den Betrieb und neue Perspektiven 
für die Beschäftigten im Vordergrund 
stehen.“ Kurz: Nachhaltiges Handeln 
statt temporärer Geldsegen. „Die 
Zukunft entscheidet sich auf der Lang-
strecke“, so der Experte.
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Du interessierst 
dich für alle 
Zahlen? Den 
gesamten 
AK Dividenden-
report 2026 
findest du hier:
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Draufgeschaut

Die Grenzen des Ich
Der Individualismus feiert fröhliche Urständ. Doch erst durch ein starkes „Wir“ 

in der Gesellschaft kann es dem Einzelnen gelingen, sich zu entfalten. 
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D
er Individualismus gehört zu den prägenden 
Ideen der Moderne. Er hat Selbstbestimmung, 
persönliche Freiheit und die Entfaltung des 
Einzelnen gegen starre Traditionen durch-

gesetzt. Doch in den letzten Jahrzehnten hat sich 
dieser Gedanke gewandelt. Aus dem Recht auf 
Selbstbestimmung wurde die Überzeugung, 
jede Person sei allein für ihr Schicksal ver-
antwortlich, kollektive Absicherung hin-
gegen überflüssig oder sogar schädlich. 
Diese Verschiebung stellt zunehmend jene 
gewachsenen Sozialsysteme infrage, auf 
denen Wohlstand und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt beruhen.

An aktuellen Debatten mangelt es nicht. Die persön-
liche Entscheidung für eine private Krankenversi-
cherung oder eine private Altersvorsorge darf Platz 
haben, sollte allerdings nicht „das neue Normal“ 
sein. Abgesehen davon, dass Unternehmen damit 
viel Geld verdienen, dürfen Leistungen wie diese 
nicht von den Geldbörsen der Menschen abhängen. 
Als Gesellschaft müssen wir dafür sorgen, dass das 
öffentliche Gesundheitssystem und das umlage-

finanzierte Pensionssystem allen Menschen zur 
Verfügung stehen. Daran zu rütteln, würde uns im 
Eiltempo in Richtung entsolidarisierte Gesellschaft 
bringen – blicken wir etwa nur in die USA.

In Europa – und insbesondere in Österreich – haben 
wir gute Erfahrungen mit Solidarsystemen 

gemacht. Diese haben in der Zweiten Repu-
blik erheblich zur Wohlstandssteigerung 
der breiten Masse beigetragen. Unser 
System der Betriebsräte und das Verhan-
deln über Kollektivverträge sind ein ganz 

konkreter Ausdruck kollektiver Hand-
lungsmacht. Gerade deshalb braucht es 
eine Erinnerung an den bleibenden Wert 

unserer Solidarsysteme. 

Der Sozialstaat ist kein Widerspruch zu individu-
ellem Schaffen, sondern dessen eigentliche Voraus-
setzung. Erst wenn Gesundheit, Bildung und Alters-
sicherung nicht vom Zufall der Geburt oder vom 
Erfolg am Kapitalmarkt abhängen, entstehen jene 
gleichen Startbedingungen, die individuelle Entfal-
tung überhaupt erst ermöglichen.

Von Oliver Piller
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Buchtipp
	� Wenn Beschäftigte 
Eltern werden.

S
chwangerschaft, Karenz und 
Wiedereinstieg bringen viele 
arbeitsrechtliche Fragen mit sich. Welche Beschäfti-
gungsverbote gibt es? Was passiert mit dem Urlaub 

während der Karenz? Im aktualisierten Ratgeber „Von der 
Schwangerschaft bis zum Schuleintritt“ fassen Expertin-
nen der AK die wichtigsten Rechte für erwerbstätige Eltern 
zusammen. 

Auch für die Zeit nach der Karenz liefert die neue Auflage 
Betriebsrät:innen praxisnahes Wissen. Was ist beim Famili-
enzeitbonus zu beachten? Haben Väter einen Kündigungs-
schutz? Zahlreiche (Muster-)Beispiele und die wichtigsten 
„Dos and Don’ts“ am Ende jedes Kapitels machen das Buch 
zu einem praktischen Werkzeug – für alle, die zu Schwan-
gerschaft, Karenz, Teilzeit und Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf kompetent beraten möchten. 

3 Fragen an …
Biljana Savić ist Co-Autorin des Buches 
und widmet sich als AK Arbeits
rechtsexpertin vor allem dem Thema 
Mutterschutz. 

Welche Themen aus der Beratung sind in das 
Buch eingeflossen? Als Arbeitsrechtsexpertin 
informiere ich über Themen rund um das Kinder-
kriegen in Zusammenhang mit dem Arbeits
verhältnis. Hier geht es etwa um Kündigungs-
schutz, Beschäftigungsverbote, Papamonat und 
Elternkarenz, aber auch um Wochen- und Kinder-
betreuungsgeld sowie den Familienzeitbonus. 

Wobei suchen Arbeitnehmer:innen häufig 
Rat? In unseren Beratungen geht es um die Ver
mittlung aller relevanten Informationen zu „Baby 
und Beruf“. Es kommt aber auch vor, dass Arbeit-
geber die Rechte von (werdenden) Eltern miss-
achten und die AK in dringenden Fällen zur Seite 
steht, z. B. bei einer rechtsunwirksamen Arbeit-
geberkündigung einer Schwangeren. All das greift 
der Ratgeber auf. 

Wie hilft das Buch im Alltag? Ich kann Betriebs-
ratsmitgliedern den Ratgeber wärmstens empfeh-
len, da sie bei Fragen ihrer Kolleg:innen im Betrieb 
die erste Anlaufstelle sind. Dafür ist der Ratge-
ber, der verständlich erklärt und viele Beispiele 
beinhaltet, ein hilfreiches Werkzeug.

Sara Arnberger, Biljana Savić: Von der Schwangerschaft bis 
zum Schuleintritt. Ihre Rechte bei Mutterschutz, Karenz und 
Elternteilzeit. ÖGB Verlag, Wien 2026, 160 Seiten, 36,00 Euro. 
ISBN: 978-3-99046-794-7

Wir verlosen drei Exemplare. Schick uns ein E-Mail an  
aktuell@akwien.at mit dem Betreff „Schwangerschaft“ sowie 
Namen und Postadresse. Die Gewinner:innen werden per 
E-Mail verständigt. Einsendeschluss ist der 11. Dezember 2026.

Jetzt 

Gewinnen

3

	� Philip Taucher
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	� Seminartipp

Im Trio für die Beschäftigten

D
er rasante Wandel der Arbeitswelt, der immer weiter 
steigende Druck – gut, dass sich drei Kräfte gemeinsam 
für die Arbeitnehmer:innen starkmachen: Betriebsrat/

Personalvertretung, Gewerkschaft und Arbeiterkammer. 
Betriebsratsmitglieder oder Personalvertreter:innen kön-
nen als Teil dieses Kraftpakets die Stärken von Arbeiterkam-
mern und Gewerkschaften nutzen. Wie dieses Netzwerk 
funktioniert, welche heißen Eisen man am besten gemein-

D
ie gesetzliche Grund-
lage der Pensionsver-
sicherung wird heuer 

71: Im Jahr 1955 wurde mit 
dem Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetz (ASVG) 
die Kranken-, Unfall- und 
Pensionsversicherung für 
unselbstständig Erwerbs-
tätige neu geregelt. Neu 
waren die Angleichung 
des Pensionsrechts für 
Arbeiter:innen und Ange-

sam angeht und wie Gewerkschaften und Arbeiterkam-
mern Betriebsratsmitglieder und Personalvertreter:innen 
unterstützen, erklärt dieses Seminar in zwei Tagen. 

Weil das Seminar in Präsenz im Bildungszentrum der Arbei-
terkammer Wien stattfindet, gibt es auch viele Gelegenhei-
ten, von den Erfahrungen der anderen Betriebsrät:innen zu 
profitieren. Als Basis-Seminar eignet sich die Veranstaltung 
also hervorragend für Belegschaftsvertreter:innen, die ihr 
Wissen auffrischen wollen, sowie auch für Neuzugänge. Es 
ist – gemeinsam mit dem Basis-Seminar „Kommunizieren 
und Beraten“ – der ideale Einstieg für den Besuch weiter-
führender Veranstaltungen aus dem Seminarangebot von 
VÖGB/AK.

stellte sowie Leistungen 
wie Ausgleichszulage und 
„Hilflosenzuschuss“, der 
Vorläufer des Pflegegeldes. 
Entstanden unter gewerk-
schaftlichem Druck, gilt das 
ASVG als Meilenstein des 
Sozial- und Pensionsrechts.

Eine Schlüsselfigur war 
Friedrich Hillegeist (1895–
1973). Der ÖGB-Sozialpoli-
tiker trieb die Kodifikation 

und neue Arbeitsformen 
begleiten das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz 
bis heute.
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Betriebsrat/Personalvertretung – Gewerkschaft 
– Arbeiterkammer

23. November 2026: 10.00 bis 17.00 Uhr
24. November 2026: 9.00 bis 16.30 Uhr

Bildungszentrum der AK Wien (BIZ)

1040 Wien
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Historie

Der Architekt der 
Pensionsversicherung 
Friedrich Hillegeist und seine Leistungen für 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, wie 
wir es heute kennen. 

 Von Nora Lehner 

Friedrich Hillegeist (1895–1973), 
Sozialpolitiker und Schlüssel-
figur hinter dem ASVG.

voran und verhandelte mit 
Regierung, Sozialpartnern 
und Versicherungsträgern. 
Nach ihm benannt ist das 
Hillegeist-Modell (1950): 
Nach 45 Versicherungsjah-
ren sollte die Pension bis 
zu 80 Prozent des durch-
schnittlichen Erwerbs-
einkommens betragen 
– zur Sicherung des im 
Erwerbsleben erreichten 
Lebensstandards.

Seither wurde das ASVG 
laufend weiterentwickelt: 
In den 1960er-Jahren 
standen Leistungsverbes-
serungen im Vordergrund, 
ab den 1980ern folgten 
Kürzungen und Struktur-
reformen. Debatten um 
Finanzierung, Demografie 
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65 ist genug – doch bis dahin muss der Arbeitsmarkt auch alle mitnehmen.
Menschen brauchen sichere Jobs und faire Bedingungen, 

um gesund bis zur Pension zu arbeiten.
Faire Arbeit heute sichert die Pension von morgen: 

mitmachen.arbeiterkammer.at

GUTE 
ARBEIT 

VERDIENT 
EINE GUTE 
 PENSION.

über faire Pensionen

#RedenWir

mitmachen.arbeiterkammer.at
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